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Helmut Kohl: Kein Zweifel am Vorrang der Westpolitik 

Unser Hauptziel bleibt 
die Europäische Union 
**i 22. Januar 1988 jährte sich zum 25. Mal die 
Unterzeichnung des Vertrages über die deutsch- 
*ranzösische Zusammenarbeit, auch Elysee-Vertrag 
|enannt. Dieser Jahrestag und sein offizieller 
**esuch in der Tschechoslowakei waren für Bundes- 
kanzler Helmut Kohl der Anlaß, am 4. Februar im 
putschen Bundestag eine Regierungserklärung 
anzugeben, in der er u. a. ausführte: 

" y ir wollen eine dynamische und konstruktive Ent- 
Jcklung der Beziehungen zwischen West und Ost. 

^oer diese Politik kann nur insoweit erfolgreich 
ein, als sie sich auf ein enges Zusammenwirken mit 
en USA und unseren europäischen Partnern, insbe- 

sondere auch mit Frankreich, stützt. An dem Primat 
^nserer Westpolitik darf kein Zweifel bestehen. 
V>t der Unterzeichnung der beiden Vereinbarungen 

. ber die Schaffung des deutsch-französischen 
eteidigungs- und Sicherheitsrates sowie eines 
entsch-französischen Finanz- und Wirtschaftsrates 
^ 22. Januar 1988 in Paris haben wir bewußt ein 
'gnal dafür gesetzt, daß es in Europa keinen Still- 

*and geben darf. 
, '£ Vereinbarungen, die wir in Paris unterzeichnet 
p ben, stellen erneut unsere enge Freundschaft und 
£artnerschaft mit Frankreich unter Beweis. Sie sind 
l^eu8nis dafür, daß sich Deutsche und Franzosen in 
. ernbereichen der europäischen Politik gemeinsam 

Herausforderungen der Zukunft stellen. 
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Die deutsch-französische Zusammenar- 
beit hat nicht nur die Interessen unserer 
beiden Länder und Völker gefördert; sie 
hat Europa insgesamt in den letzten Jahr- 
zehnten immer wieder vorangebracht. 
Dies soll auch in Zukunft so bleiben. 
Die Vereinbarung über die Schaffung 
eines deutsch-französischen Verteidi- 
gungs- und Sicherheitsrates in Paris habe 
ich als einen weithin sichtbaren Ausdruck 
der Frankreich und Deutschland verbin- 
denden Schicksalsgemeinschaft bezeich- 
net. 
Sowohl die geographische Lage als auch 
die heutige Waffentechnologie machen es 
dringend erforderlich, das Territorium 
unserer beiden Länder als einen geschlos- 
senen Verteidigungsraum zu begreifen, 
als eine Einheit, die wir nur gemeinsam 
schützen können. 
Zu den wesentlichen Aufgaben des 
deutsch-französischen Verteidigungs- 
und Sicherheitsrates gehören insbeson- 
dere 
• die Ausarbeitung gemeinsamer Kon- 
zeptionen auf dem Gebiete der Verteidi- 
gung und Sicherheit und 
• die Abstimmung zwischen beiden Staa- 
ten in allen die Sicherheit Europas ange- 
henden Fragen einschließlich des Gebiets 
der Rüstungskontrolle und der Abrü- 
stung. 
Wir brauchen auf einer breiten Basis 
mehr Vertrauen und damit auch mehr 
Stabilität zwischen West und Ost. Dies ist 
langfristig nur zu erreichen, wenn wir 
auch die ideologischen und politischen 
Ursachen des West-Ost-Konfliktes 
abbauen. 
Ich habe daher in Paris vorgeschlagen — 
und ich wiederhole diesen Vorschlag 
heute —, daß die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich die jetzt vor 
uns liegende Phase der Ostpolitik, wo 
immer möglich, in stärkerem Maße 
gemeinsam gestalten. 

In Paris haben wir auch die Aufstellung 
eines gemeinsamen deutsch-französi- 
schen Truppenverbandes beschlossen. 
Diese Brigade soll ein wirksamer und 
ausbaufähiger Beitrag zur gemeinsamen 
Verteidigung werden. Zugleich kann 
diese Brigade Anstoß für andere multila- 
terale europäische Verbände geben. Am 
Ende des Weges muß eine gemeinsame 
europäische Verteidigung stehen, wenn 
möglich auch mit einer europäischen 
Armee. 
Mit ihrer engeren sicherheitspolitischen 
und militärischen Zusammenarbeit lei- 
sten Frankreich und die Bundesrepublik 
Deutschland einen Beitrag zur Stärkung 
des europäischen Pfeilers des Atlanti- 
schen Bündnisses und damit zur weitere 
Stabilisierung des Friedens in Europa- 
Jede andere Deutung geht fehl. Die 
Präambel der Vereinbarung über die 
Schaffung des deutsch-französischen Ve 

teidigungs- und Sicherheitsrates hebt auS 

drücklich — ich will dies unterstreichen 
— die Frankreich und die Bundesrepu- 
blik Deutschland bindenden Verpflich- 
tungen in der WEU und in der NATO 
und die Solidarität mit den Partnern bei- 
der Bündnisse hervor. 
Mit der Vereinbarung über den deutscH'^ 
französischen Finanz- und Wirtschaftst 
haben wir einen weiteren Schritt nach 
vorne und in die richtige Richtung get^' 
Unsere regelmäßigen bilateralen KonsU 
tationen und die enge Koordination in 
den jetzigen wirtschafts- und Währung-*' 
politischen Fragen sollen dadurch nich 
nur formatiert, sondern auch verstärk 
und, wo irgend möglich, vertieft werde 

Damit sei klar gesagt, daß sich auch di*8 

Teil unserer Zusammenarbeit gegen nie- 
manden richtet und daß wir überhaupt 
nicht beabsichtigen, irgend jemand von » 
auszuschließen. 
Die Präambel der Vereinbarung über 
Schaffung des Finanz- und Wirtschafts 



REGIERUNGSERKLäRUNG UiD 5/1988  •  Seite 3 

Zwei wichtige Kongresse 
»Herausforderung Pflege-Chance zu 
neuer Arbeit." Unter diesem Motto 
findet am 24. Februar 1988, im Bonner 
Konrad-Adenauer-Haus ein Experten- 
gespräch statt. Es wird eröffnet 
(10 Uhr) von Generalsekretär Heiner 
Geißler mit einem Vortrag über die 
Perspektiven einer modernen und 
Menschlichen Sozialpolitik. 
Öie 16. Bundesdelegiertenversammlung 
der Frauenvereinigung der CDU findet 
am 20./21. Februar im Bonner Kon- 
rad- Adenauer-Haus statt. Motto: 
Leben wagen — Zukunft gewinnen. 
Öie Ergebnisse des Bundesdelegier- 
tentages sollen mit einfließen in die 
Beratungen und Beschlüsse des nach- 
ten Bundesparteitages vom 13. bis 15. 
JUni in Wiesbaden. Auch hier wird der 
Generalsekretär eine wegweisende 
^ede halten. 

tes s enthält eine eindeutige europäische 
erspektive. Sie verweist darauf, daß eine 
^Stärkung der Zusammenarbeit zwi- 
"en der Bundesrepublik Deutschland 
d Frankreich zur Verwirklichung der 

^ropäischen Wirtschafts- und Wäh- 
ngsunion beiträgt, 

b. 
^n entscheidender Schritt auf diesem 
s ^ge wird die Vollendung des europäi- 
s
ctlen Binnenmarktes bis 1992 sein. Die- 

e   ^ird seine Dynamik nur dann voll 
'alten können, wenn wir in Europa 

n
nsere Wirtschafts- und Finanzpolitik 

^ c" stärker koordinieren. Weil die Bun- 
d
esrepublik Deutschland will - ich 

nke, das ist der gemeinsame Wunsch 
p.s Hohen Hauses —, daß dieser Euro- 
w lsche Binnenmarkt 1992 möglich wird, 
tü 

rden wir bei den bevorstehenden Bera- 
(j: *=en in Brüssel alles daran setzen, daß 

Ser Sondergipfel zum Erfolg führt. 

Für mich liegt es in der Logik des euro- 
päischen Einigungsprozesses, daß am 
Ende einer solchen Entwicklung auch 
eine einheitliche europäische Währung 
mit einer europäischen Zentralbank ste- 
hen muß. Eine entscheidende Rolle für 
das Funktionieren des Europäischen 
Währungssystems fällt der Deutschen 
Bundesbank zu. Dabei ist es für uns 
selbstverständlich, daß der gesetzliche 
Auftrag der Bundesbank, die Geldwertsta- 
bilität in der Bundesrepublik Deutschland 
zu sichern, nicht gefährdet werden darf. 
Die Deutsche Bundesbank ist im 
deutsch-französischen Finanz- und Wirt- 
schaftsrat durch ihren Präsidenten vertre- 
ten. Ich sehe die Unabhängigkeit der 
Bundesbank dadurch nicht angetastet." 

Bundesregierung begrüßt 
Gorbatschows 
Ankündigung 
Die Bundesregierung begrüßt die Ankün- 
digung von Generalsekretär Gorbat- 
schow, die sowjetischen Truppen ab 15. 
Mai 1988 aus Afghanistan abziehen zu 
wollen. Sie hofft, daß die Sowjetunion 
diese Ankündigung bei der bevorstehen- 
den Fortsetzung der Genfer Gespräche 
zur Lösung der Afghanistanfrage unter 
Vermittlung des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen unter Beweis stellen 
und einer umgehenden politischen 
Lösung zustimmen wird. 

Ziel der Lösung muß es sein, ein block- 
freies, unabhängiges Afghanistan zu 
schaffen, dessen Bevölkerung frei von 
jeder fremden Besatzung über ihr eigenes 
politisches Schicksal selbst entscheiden 
kann. 
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Die CDU ist stolz auf Jakob Kaiser 

Er war ein Garant des nationalen 
Einheitswillens 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat in 
einer Gedenkstunde zum 100. 
Geburtstag des CDU-Politikers Jakob 
Kaiser dessen Verdienste am Aufbau 
der Demokratie nach 1945 an der 
Seite Konrad Adenauers gewürdigt. 
„Jakob Kaiser nimmt in der 
Geschichte der CDU als Garant des 
nationalen Einheitswillens und der 
sozialen Verantwortung einen zentra- 
len Platz ein" erklärte der Kanzler bei 
der Feier im Konrad-Adenauer-Haus. 
Kaisers Name stehe für christliches 
Engagement und beharrlichen Einsatz 
für die Einheit Deutschlands. 

Den moralisch-politischen Impuls des 
Widerstands in die deutsche Nachkriegs- 
politik einzubringen, war die wohl stärk- 
ste Antriebskraft für das politische Wir- 
ken Jakob Kaisers nach 1945. Es ist 
gekennzeichnet durch zwei für ihn cha- 
rakteristische Eigenschaften: das Aufste- 
hen gegen jedwedes Unrecht und jede 
Diktatur sowie das Streben, zu einem 
ethisch begründeten neuen sozialen Mit- 
einander aller Gruppierungen im Volk zu 
gelangen. 
Der Vorsitzende der Jakob-Kaiser-Stif- 
tung, der frühere Arbeitsminister Hans 
Katzer, erklärte: „43 Jahre leben wir in 
Frieden und Freiheit. Das ist auch eine 
Frucht des politischen Wirkens von 
Jakob Kaiser." Die erheblich gestiegene 
Zahl auch von jüngeren Besuchern aus 
der DDR bewertete Katzer als ein Hoff- 
nungszeichen. Mit Besonnenheit und 
Mut sollte dieser Weg fortgesetzt werden. 
Der Vorsitzende der CDA-Sozialaus- 
schüsse, der Berliner Senator Ulf Fink, zu 

dessen Vorgängern an der Spitze der 
Sozialausschüsse von 1949 bis 1957 Kai- 
ser gehörte, unterstrich in einer Erklä- 
rung, Kaiser habe zwei Ziele miteinander 
in Einklang bringen wollen: die Einheit 
Deutschlands wahren und in Deutsch- 
land eine freiheitliche und sozial gerecht 
Gesellschaftsordnung verwirklichen. 

Der frühere Bundesaußenminister Ger- 
hard Schröder (CDU) erklärte zum Wir- 
ken Kaisers, er verkörpere den Kampf 'ü 

ein freies Deutschland für alle Deut- 
schen. Dieser Kampf sei damals am W»1' 
len der Russen gescheitert, die es anders 
gewollt hätten: „Der Zwiespalt auf deut- 
schem Boden zeigt sich heute an der Aus 

weisungs- und Disziplinierungskampagn 

der DDR. Das ist bitter für uns alle, abe' 
der Kampf wird weitergehen." 

Gleichzeitig wurde eine Ausstellung übe 

Jakob Kaiser im Bonner Konrad-Ade- 
nauer-Haus eröffnet; ab 11. Februar v*"r 

sie dann im Zentrum für Arbeitnehmer- 
bildung, Königswinter, gezeigt. 

Auf 42 Tafeln mit 320 Exponaten werdej* 
Leben und politisches Wirken Jakob Ka 

sers nachgezeichnet und in den histori- 
schen Zusammenhang gestellt. 

Aus Anlaß des 100. Geburtstages von 
Jakob Kaiser ist auch ein neues Buch 
erschienen mit dem Titel „Jakob KaisC 
- Gewerkschafter und Patriot". Das vo 
Bund-Verlag in Köln herausgegebene    ^ 
Werk enthält Reden, Aufsätze, Briefe un 
sonstige Äußerungen Jakob Kaisers in 
chronologischer Aufbereitung (Verfasse 
Tilman Mayer). Das Buch umfaßt 
712 Seiten und kostet 39,80 DM. 

J 
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Treibhauseffekt und Ozonabbau 
wirksam bekämpfen 
~ie von den Koalitionsfraktionen 
"eantragte und am 3. Dezember kon- 
stituierte Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" hat ihre 
Arbeit aufgenommen. Bundesfor- 
Schungsminister Heinz Riesenhuber 
Jjnd Bundesumweltminister Klaus Töp- 
'er stellten der Kommission die 
^rbeitsprogramme ihrer Ministerien 
Zyi diesem Themenkomplex vor. Dabei 
^rde deutlich, daß nicht nur die For- 
^hungsanstrengungen der Bundesre- 
gierung in den Bereichen Klima und 
Jlergie in den letzten Jahren über- 
^rchschnittlich erhöht, sondern 
^feits erste Erfolge beim Schutz der 
^onschicht erzielt wurden. 

,ach den jetzt vorliegenden Meßergeb- 
'ssen und Modellrechnungen muß ange- 
0,firnen werden, daß Kohlendioxid und 
ndere Spurengase langfristig das Klima 
er Erde beeinflussen. Wissenschaftler 

phen davon aus, daß die mittlere Luft- 
j^peratur der Erdoberfläche zwischen 
bis 4 Grad Celsius bis Mitte des näch- 
en Jahrhunderts zunimmt — vor allem 

. %rund des steigenden Kohlendioxid- 
^teils. 

n °hlendioxid entsteht durch Verbren- 
n8 und liefert derzeit den größten men- 
Mäßigen Beitrag aller Gase, die durch 
enschliches Wirtschaften in die Erdat- 

sPhäre ausgestoßen werden. Zum Bei- 
>el werden in der gesamten Welt auf- 
nd der Energiegewinnung mit Hilfe vo 

?nnen Kohlendioxid an die Umwelt 

Werden in der gesamten Welt auf- 
ider 

- Kohle u 

fji   ?e^en- Einer der Hauptverursacher 
sinri     kntstenimg von Kohlendioxid 
j^r   Heizungs- und Kesselanlagen der 

aftWerke. Etwa 21 Prozent des Kohlen- 

dioxids entstehen in Kraftwerken bei der 
Stromerzeugung. 

Klimaschutz durch Energiesparen 
In der Bundesrepublik Deutschland ver- 
ursachen kommerzielle Energieträger 
etwa 3,5 Prozent des weltweit anfallenden 
Kohlendioxids pro Jahr. Dazu ein Bei- 
spiel: 
Ein normaler Haushalt in der Bundesre- 
publik Deutschland verbraucht etwa 
4000 kW-Stunden pro Jahr. Wird dieser 
Strom mit Steinkohle und Braunkohle 
erzeugt, so entstehen allein bei diesem 
Prozeß 4000 Kilogramm Kohlendioxid 
pro Jahr; wird der Strom aus Wasser, 
Sonne, Wind oder Kernenergie erzeugt, 
so entsteht diese Menge nicht. Der beste 
Beitrag zur Verringerung des Kohlendi- 
oxidausstoßes ist deshalb Energieerspar- 
nis in allen Bereichen, und zwar nicht nur 
bei Strom. Ein weiterer wichtiger Punkt 
ist, die Wärme- und Stromerzeugung ver- 
stärkt durch erneuerbare Energiequellen 
und Kernenergie abzustützen. 
Trotz anhaltenden Wirtschaftswachstums 
seit 1973 ist der Primärenergieverbrauch 
in der Bundesrepublik Deutschland 
nahezu konstant geblieben. Damit ist 
durch Energiesparen ein wesentlicher 
Beitrag zur Begrenzung des Kohlendi- 
oxid-Problems geleistet worden: 
• Verglichen mit anderen Industrielän- 
dern hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land überproportional viele Forschungs- 
mittel zur rationellen Nutzung fossiler 
Energien und zu deren Ersetzung durch 
neue Energietechniken aufgewendet. 
• Etwa 50 Prozent der Forschungsausga- 
ben des Bundesforschungsministeriums 
im Bereich „Fossiler Energien" dienen 
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direkt oder indirekt der Verbesserung des 
Wirkungsgrades in Kraftwerken und 
damit der Kohlendioxid-Reduzierung. 
• Ein Drittel der deutschen Stromerzeu- 
gung wird zur Zeit durch Kernenergie 
gedeckt. Bei einem Verzicht auf Kern- 
energie wären die Kohlendioxid-Emissio- 
nen im Kraftwerksbereich fast doppelt so 
hoch wie gegenwärtig. 

Forschungsmittel drastisch erhöht 
Insgesamt hat die Bundesregierung ihre 
Forschungsanstrengungen in den letzten 
Jahren massiv verstärkt. Die Ausgaben für 
Klimaforschung beliefen sich 1982 auf 
3,6 Mio. DM. 1988 sind 23 Mio. DM vor- 
gesehen. Darüber hinaus beschäftigen 
sich eine Vielzahl von Instituten im Rah- 
men ihrer normalen Forschungsarbeit mit 
Klimaproblemen. Während die Auswir- 
kungen im einzelnen nicht genau erkenn- 
bar sind, steht aber eines fest: Je weniger 
Schadstoffe wir an die Atmosphäre abge- 
ben, desto geringer ist das Risiko einer 
globalen Klimaverschlechterung. Es kann 
deshalb nur die politische Folgerung sein, 
daß alles unternommen werden muß, um 
die Schadstoffabgabe an die Atmosphäre 
zu verringern. 
Deshalb finanziert die CDU-geführte 
Bundesregierung unter anderem ein 
umfangreiches Forschungsprogramm auf 
dem Gebiet erneuerbarer Energien. Etwa 
20 Prozent der entsprechenden For- 
schungsausgaben des Bundesforschungs- 
ministeriums werden dabei in Koopera- 
tion mit südlichen Ländern (insbesondere 
Entwicklungsländern) abgewickelt, um 
diesen den Zugang zu erneuerbaren Ener- 
gien zu erleichtern; denn wirtschaftlich 
bedeutender Einsatz der erneuerbaren 
Energien wird zunächst vor allem außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 
stattfinden. Auch damit leistet die Bun- 
desrepublik Deutschland einen wichtigen 
Beitrag zur weltweiten Reduzierung des 
Kohlendioxidgehalts in der Atmosphäre. 

Schutz der Ozonschicht 
Die Gefährdung der Ozonschicht durch 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) 
ist ein globales Problem: Jedes Jahr wer- 
den weltweit schätzungsweise 800000 bis 
1 000000 Tonnen FCKW produziert. Um 
diese Umweltbelastung zu reduzieren 
und die Zerstörung der Ozonschicht zu 
bekämpfen, sind nur weltweite Lösungen 
erfolgversprechend. 
Deshalb hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland intensiv für weltweite Ver- 
pflichtungen zur Reduzierung des 
FC KW-Verbrauchs eingesetzt. Zusam- 
men mit den wichtigsten Industriestaate 
der Erde hat die Bundesrepublik 
Deutschland im März 1985 die „Wiener 
Konvention zum Schutz der Ozon- 
schicht" unterzeichnet. Darin wird erst- 
mals eine baldmögliche Verringerung oe 

FCKW-Produktion als wünschenswerte 
Vorsorgemaßnahme anerkannt. In Aus- 
führung dieses Beschlusses haben sich > 
Montrealer Protokoll im September 19» 
25 Unterzeichner, darunter die Bundesr 
publik Deutschland und die EG, dazu 
verpflichtet, den FC KW-Verbrauch bis 
1999 um 50 Prozent gegenüber 1986 zu 
reduzieren. 

Im Gegensatz zu anderen Ländern hat 
sich die Bundesregierung bei internatio- 
nalen Verhandlungen stets für strengere 
und schnellere Lösungen eingesetzt. Sj 
hat daher im Vorgriff auf international 
Vereinbarungen Maßnahmen eingeleit6 • 
die im nationalen Bereich zu einer 
wesentlich rascheren Reduzierung des 
FC KW-Verbrauchs führen: Im August 
1987 hat Bundesumweltminister Klaus 
Töpfer eine Vereinbarung mit dem Aer 
sol-Verband geschlossen,, die zu einer 
Reduzierung des FC KW-Verbrauches i 
Spraybereich bis 1989 um mindestens 
90 Prozent führt. Nach diesem ZeitpuU 
kommen FCKW nur noch in einzelnen 
medizinischen Bereichen zur Anwen- 

J 
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^Ung. Aufgrund dessen werden sich die 
"erbrauchszahlen für FCKW in der Bun- 
desrepublik Deutschland wie folgt ent- 
wickeln: 
'986 26 000 Tonnen 
Ende 1987 20500 Tonnen 
"fi Laufe des Jahres 1988    13 000 Tonnen 
bis Ende 1989 unter 5 000 Tonnen 
^iese Zahlen wurden von dem unabhän- 
gigen Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
^euarbeit AG in Frankfurt ermittelt, das 
^'e Einhaltung der Verpflichtungen der 
^erosolindustrie ständig überprüft. Erst 
'^tzte Woche hatte der Industrieverband 
Körperpflege und Waschmittel dem Bun- 
^Sümweltministerium mitgeteilt, daß bei 
^n großen Produktgruppen Haarsprays 
ünd Deosprays ab Januar 1988 nur noch 
jj Prozent FCKW (im Vergleich zum Ver- 
rauch 1986) als Treibmittel verwendet 
Werden. 

as Bundesumweltministerium hat 
*udem zusätzliche Maßnahmen zur Ver- 

minderung von FCKW in anderen Berei- 
chen (Kühlmittel, Lösemittel, Schaum- 
stoffe) ergriffen und eingeleitet, um auch 
in diesen Bereichen die Freisetzung der 
FCKW in die Umwelt zu vermindern. 
Dieses Maßnahmenbündel führt insge- 
samt dazu, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bereits 1989, also 10 Jahre 
vor der internationalen Frist, die Ziele 
des Montrealer Protokolls erreicht. 

Görlach tritt ab 
Willi Görlach, SPD-Linker und Vorsit- 
zender des SPD-Bezirks Hessen Süd, gibt 
sein Amt auf. Görlach, auch nach der ver- 
lorenen Hessenwahl standhafter Verfech- 
ter einer rot-grünen Koalition, will nun 
Europapolitiker werden. Bei der Europa- 
wahl 1989 tritt er als Nachfolger von 
Rudi Arndt für die sozialistische Fraktion 
an. 

Subventionsbegrenzung ist unverzichtbar 
*:ei der Beratung des Subventionsbe- 
,'chts im Bundesrat erklärte der Par- 
lamentarische Staatssekretär beim 
J^desminister der Finanzen Friedrich 
°ss: Trotz der andauernden struktur- 

J°'itischen Herausforderungen ist es 
(s*1" Bundesregierung gelungen, das 
. "bventionsvolumen insgesamt 
grenzt zu halten. Der Anteil der 
rjndessubventionen 1988 — 
jjM Milliarden DM Finanzhilfen und 
V7 Milliarden DM Steuervergünsti- 

jpgen — am Bruttosozialprodukt 
^gt unverändert bei VA Prozent. In 
^I170er Jahren lag diese Quote noch 

*l Über zwei Prozent. 
.   Bericht werden auch die Subventions- 
s    .nahmen der Länder und Gemeinden 
j, ^ie des ERP-Sondervermögens mit 

en Gesamtsummen aufgeführt und die 

EG-Hilfen ausgewiesen. 1987 waren das 
zusammen gut 75 Milliarden DM. Es 
wäre allerdings zu begrüßen, wenn die 
Länder nicht nur Globalbeträge zur Ver- 
fügung stellen würden, sondern in ähnli- 
cher Weise wie der Bund regelmäßig 
detaillierte Berichte über ihre Hilfen 
erstatten würden. Dies würde damit mehr 
Transparenz in die Subventionsgewäh- 
rung bringen und auch die Möglichkeiten 
zum Subventionsabbau verbessern. 
Die Abwehr neuer Subventionsforderun- 
gen schon im Vorfeld politischer Ent- 
scheidungen und der Strukturwandel 
selbst sind der beste Weg zur Subven- 
tionsbegrenzung. Sichere Arbeitsplätze 
werden nicht in subventionierten Unter- 
nehmen geschaffen, sondern nur in 
Unternehmen, die rentabel und interna- 
tional wettbewerbsfähig sind. 
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Senator Kewenig: 

Das innenpolitische Profil der CDU 
weiter schärfen 
Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Innenpolitik der CDU, der 
Berliner Senator für Inneres, Wilhelm 
A. Kewenig MdA, erklärt zum 
Arbeitsprogramm des Bundesfachaus- 
schusses für die 11. Legislaturperiode: 
Noch stärker als in den letzten Jahren 
wird der Bundesfachausschuß Innen- 
politik in der 11. Legislaturperiode 
Zukunftsaspekte der Gesellschaft auf- 
greifen und politische Lösungsvor- 
schläge entwickeln. Der Bundesfach- 
ausschuß will durch seine Beratungen 
dazu beitragen, das innenpolitische 
Profil der CDU als zukunftsoffene 
Partei weiter zu schärfen. 

Dazu gehört auch eine Schärfung des 
Bewußtseins für unsere demokratische 
Ordnung und ihre friedensstiftende Kraft 
sowie den Schutz der Schwachen durch 
den Rechtsstaat. Andere Grundsatzfragen 
wie eine bessere Integration von Auslän- 
dern, strukturelle Weiterentwicklungen 
im öffentlichen Dienst und größere Betei- 
ligungsmöglichkeiten für Bürger in der 
Kommunalpolitik gehören ebenfalls zu 
den Arbeitsschwerpunkten. 

Der Bundesfachausschuß wird sich aber 
außerdem auch mit aktuellen wichtigen 
Fragen und Einzelthemen beschäftigen. 
So stehen u. a. die Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität und die Verbesse- 
rung der internationalen Zusammenar- 
beit bei der Verbrechensbekämpfung, das 
Ausländergesetz und Einbürgerungser- 
leichterungen für Ausländer sowie Mög- 
lichkeiten der Teilzeitbeschäftigung für 
Beamte im Arbeitsprogramm. 

Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
wird dazu beitragen, daß auch in Zukurn 
die CDU die Partei ist, die sich entschie- 
den für den Schutz des Inneren Friedens, 
die Freiheitsrechte der Bürger und eine 
leistungsfähige öffentliche Verwaltung 
einsetzt. 

3,1 Prozent mehr Rente 
Die Erhöhung der Renten zum 1. Juli 
1988 um 3,1 Prozent wird den Rentnern 
in vollem Umfang zugute kommen, denn 
durch die stabilen Preise bringt sie den 
Rentnern zum dritten Mal hintereinande 
einen realen Kaufkraftgewinn, erklärte 
der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesarbeitsministerium, Stefan Höp" 
finger. Hinzu kommt, daß die Rücklage11 

der Rentenversicherung auch im Jahre 
1988 steigen. Die Rentenversicherung 
steht damit auf festen Füßen. 

Gewinner der Rentenpolitik der Bundes' 
regierung sind aber vor allem die Fraue •_ 
Stefan Höpfinger begründete dies mit o 
1984 beschlossenen Herabsetzung der 
Wartezeit von 15 auf 5 Jahre und vor 
allem mit der Einführung von Kinderer- 
ziehungszeiten im Rentenrecht. Durch 
die Herabsetzung der Wartezeit von 15 
auf 5 Jahre konnte bis Mitte 1987 etwa 
130.000 Personen erstmals ein Altersru 
geld gewährt werden. Davon entfielen 
rund 90 Prozent auf Frauen. 
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Agrarbericht 1988: 

Fortschritte bei der Verwirklichung 
agrarpolitischer Ziele 
Wichtige Fortschritte bei der Verwirk- 
lichung agrarpolitischer Ziele weist 
der neue Agrarbericht aus, den das 
Bundeskabinett am Mittwoch, 
3. Februar 1988, verabschiedet hat. 
Hervorzuheben sind die Entlastung 
bäuerlicher Familienbetriebe bei den 
Sozialabgaben, die verbesserte Förde- 
rung benachteiligter Gebiete, die 
Bekämpfung der Waldschäden und die 
verstärkte Förderung von Produktions- 
*lternativen. Diese Maßnahmen wer- 
den konsequent fortgeführt und sorgen 
auch 1988 wieder für eine überdurch- 
schnittliche Steigerung des Agrarhaus- 
halts um 8,2 Prozent auf insgesamt 8,6 
Milliarden DM. 

Während die verstärkten finanziellen 
Anstrengungen der CDU-geführten Bun- 
desregierung zugunsten der deutschen 
Landwirtschaft in den vergangenen Jah- 
ren auch an der positiven Gewinnent- 
^icklung der Vollerwerbsbetriebe abzule- 
Sen war, muß für das laufende Wirt- 
schaftsjahr 1987/88 aufgrund der 
Schlechten Ernteergebnisse im Durch- 
schnitt mit einem Rückgang der Gewinne 
Uni 7 Prozent gerechnet werden. 
I^i abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
l986/87, das am 30. Juni 1987 endete, 
Slr>d die Gewinne der Vollerwerbsbe- 
riebe im Durchschnitt um 2,6 Prozent 

auf 39.653 DM je Unternehmen gestie- 
^n- Je Familienarbeitskraft wurde ein 
•^winn von 26.753 DM erwirtschaftet; 
as sind 3,8 Prozent mehr als im Vorjahr. 
enierkenswert ist, daß die Gewinnunter- 

schiede im Durchschnitt der landwirt- 
chaftlichen Vollerwerbsbetriebe zwi- 

schen benachteiligten und nicht benach- 
teiligten Gebieten weitgehend ausgegli- 
chen worden sind. Dies ist in erster Linie 
auf die erhöhte Ausgleichszulage und auf 
die Ausdehnung der von der Natur 
benachteiligten Gebiete auf rd. 50 Pro- 
zent des Bundesgebietes zurückzuführen. 

Klein- und Mittelbetriebe holen auf 
Außerdem ist hervorzuheben, daß sich 
aufgrund der Maßnahmen der Bundesre- 
gierung, vor allem durch die Beitragsent- 
lastungen in der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung, die Lage der kleine- 
ren und mittleren Vollerwerbsbetriebe 
deutlich verbessert hat. Die nach Abzug 
von Steuern und Sozialabgaben verfügba- 
ren Einkommen sind in den kleineren 
Betrieben um 9,6 Prozent, in den mittle- 
ren um 3,3 Prozent, in den größeren um 
1,4 Prozent gestiegen. 
Diese Entwicklung erscheint angesichts 
der drängenden EG-Agrarprobleme auf 
den ersten Blick noch vergleichsweise 
günstig. Hinter diesen Durchschnittszah- 
len verbergen sich im einzelnen jedoch 
sehr unterschiedliche Betriebsergebnisse, 
Entwicklungen und Ursachen. 
Die Ursachen für die zum Teil deutlichen 
Einkommensunterschiede nach Bundes- 
ländern liegen zum einen in der Betriebs- 
größenstruktur, zum anderen in der Pro- 
duktionsausrichtung der landwirtschaftli- 
chen Betriebe. Unter anderem wegen der 
starken Preisrückgänge bei den Betriebs- 
mitteln konnten Dauerkultur- (Obst, 
Wein) mit + 15,2 Prozent, Marktfrucht- 
(Getreide u. a. Verkaufsfrüchte) mit -I- 5,4 
Prozent und Futterbaubetriebe (Milch, 
Rinder) mit +3,4 Prozent ihre Gewinne 
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verbessern. Dagegen verzeichneten die 
Gemischtbetriebe infolge stark rückläufi- 
ger landwirtschaftlicher Erzeugerpreise 
bei Rind- und Schweinefleisch Gewinn- 
einbußen in Höhe von 3,4 Prozent; in den 
Veredlungsbetrieben (Schweine, Geflü- 
gel) gingen die Gewinne sogar um 20,2 
Prozent zurück. 
Im laufenden Wirtschaftsjahr 1987/88 
sind die Erntemengen bei den meisten 
Feldfrüchten deutlich niedriger ausgefal- 
len als in den Vorjahren. Da dennoch der 
Preisdruck infolge der nach wie vor ange- 
spannten Lage auf den Agrarmärkten 
anhielt, müssen die landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe trotz stabiler 
Betriebsmittelpreise mit einem Rückgang 
der Gewinne in der Größenordnung von 
7 Prozent rechnen. 

Wettbewerbsfähigkeit stärken 
Die Höhe der Einkommen in den kleine- 
ren Betrieben ist trotz der Maßnahmen 
der Bundesregierung im Vergleich zu 
anderen Berufsgruppen nach wie vor 
unbefriedigend. Dadurch wird deutlich, 
daß staatliche Einkommensstützung 
alleine die Einkommensprobleme von 
Betrieben mit unzureichenden Einkom- 
menskapazitäten nicht ausreichend lösen 
kann. Dies gilt um so mehr, als viele deut- 
sche Betriebe im Vergleich zu den durch- 
schnittlichen Produktionskapazitäten der 
Familienbetriebe in anderen Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft 
eine nachteilige Struktur und dement- 
sprechend eine ungünstige Einkommens- 
entwicklung aufweisen. Häufig sind dies 
Betriebe mit älteren Betriebsinhabern 
ohne Hofnachfolger. 
Strukturelle Verbesserungen sind deshalb 
für die längerfristige Wettbewerbsfähig- 
keit und Einkommensentwicklung der 
deutschen Landwirtschaft von erhebli- 
cher Bedeutung. Einen wichtigen Beitrag 
dazu leistete die strukturelle Anpassung 
im Wirtschaftsjahr 1986/87, die sich vor- 

nehmlich im Generationswechsel vollzog: 

Die Zahl der Vollbeschäftigten in der 
Landwirtschaft ging von 890.000 um 5,8 
Prozent auf 838.000 zurück, die Zahl der 
Betriebe von 708.000 um 3,8 Prozent auf 
681.000. 
Der Agrarbericht 1988 macht deutlich, 
daß die Zukunft der Landwirtschaft und 
die Anziehungskraft des ländlichen Rau- 
mes eng miteinander verknüpft sind. 
Land- und Forstwirtschaft, die zusammen 
rund 85 Prozent der Fläche der Bundesre- 
publik Deutschland bewirtschaften, sind 
heute mehr als nur Produktion von Nah- 
rungsmitteln und Industrierohstoffen; s>e 

gewinnen mehr und mehr an Bedeutung 
für die Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen sowie die Sicherung und 
Pflege unserer vielfältigen und schönen 
Landschaft. 
Die Verwirklichung dieser Ziele setzt die 
Sicherung einer leistungsfähigen bäuerli- 
chen Landwirtschaft und ihrer Wettbe- 
werbsfähigkeit voraus. Unverzichtbare 
Grundlage für die Sicherung der Einkofl1' 
men ist weiterhin die EG-Markt- und 
Preispolitik, die von Maßnahmen der 
Struktur-, Steuer- und Sozialpolitik flan- 
kiert wird. Eine Anpassung der Erzeu- 
gung an die Absatzmöglichkeiten in der 
Landwirtschaft ist unumgänglich, dam«1 

diese wieder ihre eigentliche Funktion 
der Einkommenssicherung erfüllen kann- 
Hierzu ist ein Bündel von Maßnahmen 
erforderlich. Dazu zählen: 
• die Förderung von Produktions- und 
Verwendungsalternativen in wirtschaft- 
lich vertretbarem Rahmen, 
• die Extensivierung der Landbewirt- 
schaftung, 
• die Herausnahme von Flächen und 
Betrieben aus der Nahrungsmittelprodn 
tion auf freiwilliger Basis. 
Maßnahmen dieser Art müssen EG-wei 
und gleichgewichtig in den Mitgliedssta 
ten durchgeführt werden. 
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Der Arbeitsmarkt im Januar 1988: 
Anstieg geringer als üblich 
'u den neuen Arbeitsmarktzahlen 
*rklärt der Parlamentarische Staatsse- 
kretär im Bundesarbeitsministerium, 
j^olfgang Vogt: Wie immer um diese 
Jahreszeit ist die Arbeitslosigkeit 
^stiegen. Aber der Anstieg war gerin- 
|ef als üblich. Er liegt deutlich unter 
^m, was wir in den letzten Jahren 
&evvohnt waren. 

j-^wiß hat das milde Wetter etwas mitge- 
°'fen, aber eines kann man mit Fug und 

J^cht festhalten: Die Katastrophe in 
Ortschaft und Arbeitsmarkt, die viele 
_ach den weltweiten Börsenturbulenzen 
°rausgesagt haben und herbeireden 
°'lten, findet nicht statt. Vielmehr gibt 

s auf dem Arbeitsmarkt Signale, die Mut 
^chen: 

öer Januarzugang an offenen Stellen 
ar der höchste seit 1981. 
öas Vermittlungsergebnis dieses Janu- 

rs War das höchste seit 1981. 
i. ^'e Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 
i §l um 13 Prozent unter dem vergleich- 
en Vorjahresstand. Das war das beste 
^gebnisseit 1981. 
^Irn Januar 1988 gab es 27,5 Prozent 

eniger Kurzarbeiter als ein Jahr zuvor. 
L r allem aber: Der Beschäftigungsauf- 

u «st weitergegangen. Die jetzt vorlie- 
gen Zahlen für das 2. Quartal 1987 
jj lsen aus, daß es seit Bestehen der 

^chäftigungsstatistik zu keinem Ver- 
Qj. 'Crispunkt eine höhere Zahl sozialversi- 
K ^rungspflichtig beschäftigter Arbeit- 

hmer gegeben hat als jetzt. 
\y.er es bleibt natürlich noch viel zu tun. 
\yr brauchen mehr Investitionen, mehr 
L  chstum, um Arbeitslosigkeit abzu- 

en- Die zweite Stufe der Steuerreform 

und die Ende letzten Jahres beschlosse- 
nen Maßnahmen zur Stärkung der Inve- 
stitionen werden dazu beitragen, daß sich 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt auch in 
einem schwieriger gewordenen weltwirt- 
schaftlichen Umfeld weiter positiv ent- 
wickeln. 

Die Lage ist besser 
als die Stimmung 
Die Mittelstandsvereinigung der CDU/ 
CSU (MIT) teilt die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß gute Chancen für eine 
Ausdehnung der gesamtwirtschaftlichen 
Leistung auch in diesem Jahr bestehen. 
„Die Lage ist besser als die Stimmung", 
sagte der Vorsitzende Elmar Pieroth. Der 
Berliner Senator für Wirtschaft sieht ins- 
besondere den dienstleistungsorientierten 
Sektor weiter wachsen. 

Querelen bei den 
Republikanern 
Bei den „Republikanern", die sowohl bei 
den Landtagswahlen in Schleswig-Hol- 
stein wie auch in Baden-Württemberg 
antreten wollen, haben sich Kritiker des 
Führungsstils von Parteichef Franz 
Schönhuber zur innerparteilichen Frak- 
tion der „Unabhängigen Republikaner" 
zusammengeschlossen. Wie ihr Sprecher, 
der stellvertretende Bundesvorsitzende 
Wolfgang Klinke (Bremen), mitteilte, 
wenden sich die Opponenten gegen den 
„antidemokratischen, autoritären, fast 
totalitären Führungsstil" Schönhubers. 
Dieser verliere in der Partei zunehmend 
an Ansehen. 
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CDU-Frauen haben sich für 1988 
große Aufgaben vorgenommen 
Die Vorsitzende der CDU-Frauenver- 
einigung, Bundesministerin Rita Süss- 
muth, befürwortet in der Frage einer 
Nachfolgeregelung für den Vorruhe- 
stand ein Teilrentenmodell, wie es 
gegenwärtig diskutiert wird. Im Vor- 
feld der 16. Bundesdelegiertentagung 
der Frauenvereinigung am 20./21. 
Februar in Bonn erläuterten Frau 
Süssmuth, Roswitha Verhülsdonk und 
Leni Fischer, einen umfangreichen 
Forderungskatalog als „Jahrespro- 
gramm" für 1988, der von der Durch- 
setzung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau über Verbesserungen 
des Erziehungsgeldes und -Urlaubs bis 
zur Absicherung eines humanen Alters 
reicht. 

Dabei stehen auf dem Jahresprogramm 
der Frauenvereinigung für 1988 vor allem 
folgende Themenbereiche im Vorder- 
grund: 

1. Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Mann und 
Frau in der CDU 

Die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern ist Verfassungsgebot und Wert- 
orientierung zugleich und damit Ver- 
pflichtung für alle, die politische Verant- 
wortung tragen. Die Frauenvereinigung 
begrüßt den Beschluß der gemeinsamen 
Sitzung der Bundesvorstände von CDU 
und Frauenvereinigung, bis zum Bundes- 
parteitag im Juni 1988 ein innerparteili- 
ches Frauenförderprogramm zu erarbei- 
ten, in dem konkrete Maßnahmen formu- 
liert sind, um den Beschluß des Mainzer 
Parteitages 1986 umzusetzen. Sie wird 
ihren Beitrag dazu leisten, daß die Kandi- 
datenaufstellungsrichtlinie fortgeschrie- 

ben wird. Hierbei wird es vor allem 
darum gehen, die Kompetenzen und 
Erfahrungen, die Frauen z.B. in der 
Familienphase erwerben, als wichtige 
Voraussetzungen für ein öffentliches 
Mandat anzuerkennen. 
Die Frauenvereinigung hält daran fest, 
daß der Anteil der Frauen an öffentliche 
Ämtern und Mandaten entsprechend 
ihrem Anteil an der gesamten Mitglied- 
schaft der CDU erhöht und im nächsten 
Schritt die gleichberechtigte Teilhabe vo 
Frauen und Männern an politischer Vef" 
antwortung entsprechend ihrem jewein* 
gen Bevölkerungsanteil erreicht wird. 
Die Frauenvereinigung wird sich aktiv 
beteiligen an einer Erhöhung des Mit- 
gliedsanteils von Frauen in der CDU u 
ebenso daran, Frauen, die politische y 
antwortung übernehmen möchten, Ge'e 

genheit zu politischer Bildung zu geben- 

2. Schutz des menschlichen Lebens 
Politik, verstanden als Politik für das 
Leben schließt insbesondere Maßnahn'e 

zu einem verbesserten Schutz menschlic 
Lebens ein. Die Frauenvereinigung wn* 
ihren Beitrag leisten zu einer Politik, d> 
das Wagnis des Lebens in all seinen 
Chancen und Herausforderungen erns 
nimmt und vor menschlicher Selbstübe 
Schätzung ebenso bewahrt wie vor 
Gleichgültigkeit. 
Deshalb begrüßt die FrauenvereinigU11^ 
den Beschluß der Koalition, in den n*c 

sten Wochen ein Beratungsgesetz vorz 
gen, das erweiterte Möglichkeiten der 
Beratung für Mütter und Väter in Kon- 
fliktsituationen vorsieht. Die Frauenve ^ 
einigung ruft die Länder dazu auf, sic 

beteiligen an einer Ausweitung der erg 
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zenden Hilfen für Frauen in Notlagen 
und zum Schutz des ungeborenen 
Lebens. 

3. Fortentwicklung 
einer Politik für Kinder 
Im Anschluß an das Expertengespräch 
der CDU „Für Kinder bleibt noch viel zu 
tun", das am 2. Februar in Bonn unter 
Leitung der Vorsitzenden der Frauenver- 
einigung mit über 400 Teilnehmern statt- 
gefunden hat, wird die Frauenvereini- 
gung ein Programm entwickeln, das Eck- 
daten und konkrete Vorgaben für eine 
Politik für Kinder enthalten wird. 
Im Vordergrund steht hierbei die Über- 
zeugung, daß eine Politik für das Kind 
nicht reduziert werden darf auf Familien- 
Politik. Eine wirksame Politik für das 
Kind und seine Bedürfnisse muß in allen 
gesellschaftspolitisch relevanten Politik- 
Bereichen ansetzen. Sie bezieht sich auf 
die Bereiche der Städtebau-, Wohnungs- 
Und Verkehrspolitik ebenso, wie die Bil- 
dungs-, Medien- und Rechtspolitik. In 
einem solchen Programm müssen die 
Interessen von Kindern in bedrängten 
Lebenssituationen aufgenommen wer- 
den; dazu gehören Kinder aus Familien, 
die von Arbeitslosigkeit betroffen sind 
ebenso, wie Kinder alleinerziehender 
Mütter und Väter. Schließlich darf unsere 
Gesellschaft nicht die Augen verschlie- 
fen vor dem Problem der Gewalttätigkei- 
ten gegenüber Kindern, 
^ie Frauenvereinigung fordert mehr For- 
schungsmittel, um genaue und umfas- 
sende Daten über die Lebenssituation 
^°n Kindern in unserer Gesellschaft zu 
ekommen. Sie stimmt mit den Experten 

^arin überein, daß auf der Ebene des 
Rundes wie der Länder zukünftig eine 
essere Koordination erfolgen muß, um 

. ei politischen Entscheidungen die 
Jevveils für die Situation der Kinder reic- 
hten Gesichtspunkte zu berücksichti- 

gen. Gesetzliche Vorlagen und Ausfüh- 

rungsbestimmungen der Verwaltungen 
sind daraufhin zu prüfen, inwieweit 
damit gesellschaftliche Strukturen so 
gestaltet werden, daß darin die Bedürf- 
nisse von Kindern Ausdruck Finden. 
Die Frauenvereinigung setzt sich darüber 
hinaus ein für eine Ausweitung familien- 
integrierter und familienbegleitender 
Betreuungsmöglichkeiten für Kinder, die 
den veränderten Lebens- und Erwerbsbe- 
dingungen der Eltern Rechnung tragen 
müssen. 

Verbesserter Lebensschutz für das unge- 
borene und das geborene Kind schließt 
neben der Beratung auch verstärkte Hil- 
feleistungen für Familien in Bedrängnis 
ein. In diesem Sinne versteht die Frauen- 
vereinigung ihre Initiative „Kleine Hände 
— Hilfen in Bedrängnis, für Mütter, Väter 
und Kinder" als einen subsidiären Dienst, 
der schnelle und unbürokratische Hilfen 
schafft. Erste Initiativen sind vor Ort, z.B. 
in NRW und im Saarland, in diesen 
Wochen gegründet worden. Die Frauen- 
vereinigung fühlt sich bestätigt darin, daß 
in der Bevölkerung Bereitschaft zur Hilfe 
vorhanden ist und entsprechende Grup- 
pen vor Ort die Aufgabe der Koordina- 
tion übernehmen müssen, um Familien in 
Bedrängnis und Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger, die Hilfe leisten möchten, zusam- 
menzubringen. 

Die Frauenvereinigung wird sich auf 
ihrem 16. Bundesdelegiertentag am 
20./21. Februar 1988 auseinandersetzen 
mit Kriterien zum verantworteten 
Umgang mit den Möglichkeiten der Fort- 
pflanzungsmedizin und Humangenetik. 
Der Gesetzgeber ist hier aufgefordert, 
strenge ethische Maßstäbe anzulegen und 
in rechtliche Regelungen umzusetzen, 
z.B. im Bereich des Embryonenschutzes 
und durch ein Verbot der Leihmutter- 
schaft. Sie lehnt die Verwendung von 
Keimzellen Dritter zur Überwindung der 
Unfruchtbarkeit eines oder beider Ehe- 
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partner ab. Das Wohl des Kindes und die 
Einmaligkeit des Bezuges zwischen Mut- 
ter, Vater und Kindern darf nicht durch 
technische Verfahren preisgegeben wer- 
den. 

4. Verlängerung des Erziehungsgeldes 
und Erziehungsurlaubes 
Die Verlängerung von Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub ins 2. Jahr hinein 
ist in den letzten Wochen wegen der 
schwierigen Haushaltslage in die Diskus- 
sion geraten. Die Frauenvereinigung hält 
weiterhin an der Forderung fest, die fami- 
lienpolitischen Leistungen noch in dieser 
Legislaturperiode zu verbessern. Die Ent- 
lastung der jungen Familien gehört zu 
den absolut vorrangigen Aufgaben der 
Regierungskoalition. Dies kann sich nicht 
nur in verbaler Unterstützung nieder- 
schlagen. Wem am Erhalt des Generatio- 
nenvertrages gelegen ist, der muß bereit 
sein,junge Familien zu unterstützen. Jede 
Investition im Bereich familiärer Entla- 
stung ist mittelbar eine Entlastung unse- 
res sozialen Sicherungssystems und damit 
auch in Zeiten knapper Kassen unab- 
dingbar. 

5. Absicherung des humanen Alters 

Die Frauenvereinigung begrüßt die im 
Rahmen der Strükturreform des Gesund- 
heitswesens erzielten Erfolge in der Pfle- 
gesicherung. Die Pflegeleistung, die in der 
Familie vor allem von Frauen erbracht 
wird, muß als werteschaffende Leistung 
in den bestehenden Systemen der sozia- 
len Sicherung anerkannt werden. Hierzu 
gehören zum einen die schrittweise Aner- 
kennung der Pflegezeiten in der Renten- 
versicherung, zum anderen weitere 
Erleichterungen im Steuerrecht. Darüber- 
hinaus fordert die Frauenvereinigung die 
Einführung eines Pflegegeldes oder ent- 
sprechende Sachleistungen zur Entla- 
stung der Pflegenden. 
Im Rahmen der Strukturreform der Ren- 

tenversicherung sind endlich auch Pflege- 
zeiten anzuerkennen. Auch in diesem Fall 
ist es mit dem Verweis auf die leeren Kas- 
sen nicht getan. Wer in diesem Bereich 
heute keine Entlastung der Pflegenden 
schafft, wird über kurz oder lang die 
Kosten aufzubringen haben, die aus 
einem Nachlassen der Bereitschaft zu 
familiärer Pflege erwachsen. Deshalb 
wird die Frauenvereinigung dafür kämp- 
fen, daß die Strukturreform der Renten- 
versicherung an diesem Problem nicht 
vorbeigeht. 

6. Verbesserung des 
Familienlastenausgleichs und der 
Situation der Alleinerziehenden 

Die Frauenvereinigung hat im vergange- 
nen Jahr mit Nachdruck dafür plädiert, 
den Familienlastenausgleich voranzutrei- 
ben. Die Steuerreform von 1988 hat 
Familien aus dem unteren Einkommens- 
bereich völlig aus der Steuerpflicht ent- 
lassen und damit ein Stück mehr sozialer 
Gerechtigkeit verwirklicht. Sie hat aber 
die Situation derer, die gar keine Steuern 
zahlen, nicht beeinflußt, sondern durch 
Entlastung der Steuerpflichtigen die 
Differenz der Belastung zwischen Men- 
schen mit und solchen ohne Kindern ehe 
deutlicher hervortreten lassen. Deshalb 
muß noch in dieser Legislaturperiode 
unbedingt auch das Kindergeld als zweit 
Säule unseres Familienlastenausgleichs 
angehoben werden. 

7. Durchsetzung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf 

Immer noch wird im Arbeitsleben viel zu 

wenig Rücksicht auf Menschen mit Farni' 
lienpflichten genommen. Unsere Forde- 
rung nach Förderung der Teilzeitarbeit, 
nach Schaffung familienfreundlicherer 
Arbeitszeiten sind nicht so stark vorange- 
kommen, wie sich Frauen und inzwische 
auch viele Männer das wünschen. Aber 
inzwischen hat es vermehrt Tarifverträge 
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und Betriebsvereinbarungen gegeben, die 
•eilzeitarbeit sozial absichern und Wie- 
dereingliederungsmöglichkeiten für 
«erufsunterbrecher aus Familiengründen 
schaffen. 
bem wesentlichen Ziel, die Sensibilität 
^r Tarifvertragsparteien für die Bedeu- 
tung familienfreundlicher Arbeitsbedin- 
gungen zu steigern, sind wir nicht deut- 
sch näher gekommen. Hier ist noch viel 
Überzeugungsarbeit zu leisten, an der wir 
uns vor Ort und in Spitzengesprächen im 
Nächsten Jahr verstärkt beteiligen wollen. 
dennoch sind dies nur erste Schritte, die 
rasch Schule machen sollten. Wir werden 
aüch dafür kämpfen, daß die Teilzeitin- 
jhative der Bundesregierung rasch voran- 
kommt und der öffentliche Dienst mit 
Gütern Beispiel vorangeht. 

*• Umsetzung der Frauenförderpläne 
u'e Frauenvereinigung hat sich im ver- 
j&ngenen Jahr verstärkt darum bemüht, 

en Gedanken der Frauenförderung in 
^r CDU, in Gesellschaft und Wirtschaft 
°ranzutreiben. Die Frauenvereinigung 
at entscheidend dazu beigetragen, daß 
le Zahl der Gleichstellungsstellen über- 
" in der Bundesrepublik in die Höhe 

^schnellt ist. Innerhalb kurzer Zeit ist 
. 'e Zahl von kommunalen Gleichstel- 
Ungsstellen von etwa 30 auf ca. 250 ange- 

. legen. Inzwischen sind viele unserer 
'tglieder selbst als Frauenbeauftragte 

..'8- Auch dies sind nun erste Anfänge, 
e Weitere Initiativen erforderlich 

Jochen. So steht die Überprüfung und 
°vellierung der derzeitigen Frauenför- 
rPläne im öffentlichen Dienst immer 

. Cn aus. Dies gilt auch für die Änderung 
s
es arbeitsrechtlichen EG-Anpassungsge- 

K »Erleichterung bei 
x,stenzgründungen von Frauen 

v- ar wird inzwischen jede dritte bis 
^e Existenzgründung von einer Frau 

in Angriff genommen, doch gibt es dafür 
immer noch nicht genügend Hilfen, die 
auf die besondere Situation von Frauen 
zugeschnitten sind. Die Beratungskon- 
zepte der Industrie- und Handelskam- 
mern sowie die Finanzierungsprogramme 
der Banken für Existenzgründer stellen 
dabei große Hilfen dar, aber sie müssen 
insbesondere auch auf von Frauen bevor- 
zugte Unternehmensgründungen im 
Dienstleistungsbereich stärker eingehen. 

10. Verstärkung des Rechtsschutzes 
von Frauen vor Gewalt 
Die Frauenvereinigung hat sich im letz- 
ten Jahr an der Diskussion um die Straf- 
barkeit der Vergewaltigung in der Ehe 
beteiligt und auf eine Regelung durch die 
Koalitionsregierung hingewirkt. Die     s 

immer noch bestehenden Vorbehalte sind 
in den nächsten Monaten auszuräumen, 
damit eine Regelung noch in dieser Legis- 
laturperiode zustande kommt. 

Neuer Personalausweis 
ist fälschungssicher 
Die Bundesdruckerei hat Berichte über 
eine leichte Fälschbarkeit des neuen Per- 
sonalausweises als falsch zurückgewie- 
sen. Mit keinem noch so teuren Farbko- 
pierer sei der Personalausweis so nachzu- 
machen, daß „ein halbwegs aufmerksa- 
mer Betrachter oder gar ein Fachmann 
und erst recht nicht ein Prüfgerät auf die- 
ses kümmerliche Plagiat hereinfällt", 
heißt es in einer Stellungnahme der Bun- 
desdruckerei. 
Ähnlich äußerte sich der Leiter des krimi- 
naltechnischen Instituts des Bundeskrimi- 
nalamtes, Wolfgang Steinke. Im Rund- 
funk sagte er, der neue Ausweis sei das 
Beste, was es im Bereich der Sicherungs- 
technik gebe. Eine Fälschung sei mit blo- 
ßem Auge erkennbar. 
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Kanzler sprach mit 
Vertretern des 
Bauernverbandes 
Der Bundeskanzler empfing am 
4. Februar 1988 den Präsidenten des 
Deutschen Bauernverbandes Von Heere- 
man zu einem Gespräch über die aktuelle 
Lage und insbesondere zu den bevorste- 
henden Entscheidungen in der europäi- 
schen Agrarpolitik. Präsident Von Heere- 
man verwies auf den Agrarbericht und 
trug seine Sorgen über die unbefriedi- 
gende Einkommenslage vor. Er bat den 
Bundeskanzler, seinen ganzen Einfluß 
geltend zu machen, um Entscheidungen 
in Brüssel durchzusetzen, die der beson- 
deren Situation in der deutschen Land- 
wirtschaft gerecht werden. Weiterer Preis- 
druck sei nicht hinnehmbar und deshalb 
seien die Vorschläge der EG-Kommission 
inakzeptabel. Die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagenen EG-weiten Maß- 
nahmen zur Eindämmung der Über- 
schußproduktion (Flächenstillegung und 
Vorruhestandsregelung in der Landwirt- 
schaft) müßten nun beschlossen und 
unverzüglich umgesetzt werden. 
Der Bundeskanzler sicherte zu, sich mit 
allem Nachdruck für ein akzeptables 
Ergebnis einzusetzen. Es bestand Einver- 
nehmen, daß eine wettbewerbsfähige 
deutsche Landwirtschaft zur Erhaltung 
eines gesunden ländlichen Raumes 
unverzichtbar ist. Dazu gehörten in glei- 
cher Weise bäuerliche Vollerwerbsbe- 
triebe und Nebenerwerbsbetriebe. 

Karl-Arnold-Stiftung 
legt Programm vor 
Das Bildungswerk der Karl-Arnold-Stif- 
tung in Bonn-Bad Godesberg hat sein 
Seminarprogramm für das Jahr 1988 vor- 
gelegt. In einer umfangreichen Broschüre 
werden die Seminare und Studienfahrten 

in das europäische Ausland nach Brüssel 
und Straßburg sowie in die DDR aus- 
führlich dargestellt. Einen Schwerpunkt 
bilden einwöchige Seniorenseminare im 
Südsauerland. 
Die Teilnahme steht nicht nur CDU-Mit- 
gliedern, sondern allen interessierten Bür' 
gern offen. Für die Veranstaltungen kön-^ 
nen Angehörige des öffentlichen Dienste 
und Arbeitnehmer bezahlten Bildungsur- 
laub beantragen. 
Wer sich näher informieren möchte, kann 
das Programmheft beim Bildungswerk der 
Karl-Arnold-Stiftung, 5300 Bonn 2, Ven- 
ner Straße 55, anfordern. 

Gemeinden sollten 
jetzt investieren 
Vor allem in Großstädten sind nicht uner 
hebliche Teile der Kanalisationsnetze 
überaltert und müssen erneuert werden- 
Nach Schätzung von Fachleuten wird o» 
Sanierung dieser öffentlichen Kanäle 
mehr als 50 Mrd. DM an Investitionen 
erfordern. Die Bundesregierung hält 
diese geschätzte Größenordnung für 
realistisch. Das geht aus der Antwort vo 
Staatssekretär Martin Grüner vom Bun- 
desumweltministerium auf eine Anfraß 
des CSU-Bundestagsabgeordneten und 
Vorsitzenden des Arbeitskreises Wirt- 
schaft, Rudolf Kraus, hervor. 
Dazu erklärt Rudolf Kraus: Die Gerne'11' 
den haben jetzt eine gute Chance, aucn 
die schrittweise Sanierung der öffentli- 
chen Kanalnetze voranzutreiben, vor- 
dringlich dort, wo ungünstige Abwasse 
oder Untergrundverhältnisse vorliegen- 
Der Bund stellt zinsverbilligte Vorfina£ 
zierungsmöglichkeiten für solche Vorn 
ben im Rahmen des ERP-Abwasserrei^ 
gungsprogramms und vor allem auch ' 
Rahmen der von der Bundesregierung 
beschlossenen Maßnahmen zur Stärku 
des Wachstums zur Verfügung. 
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Rechtspolitik und europäische Integration 
Internationale Aufmerksamkeit fand 
eine Ende Oktober 1987 in Brüssel 
veranstaltete Fachkonferenz der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung, die sich mit 
aktuellen Fragen der europäischen 
Rechtsentwicklung befaßte. Die Ver- 
wirklichung der Einheitlichen Euro- 
päischen Akte, die rechtsethischen und 
•"eehtspolitischen Fragen der Fort- 
pflanzungsmedizin und die Koordinie- 
rung des Asylrechts in Europa standen 
*uf der Tagesordnung. 

'm zweiten Veranstaltungsteil wurden die 
Probleme der modernen Fortpflanzungs- 
fliedizin aus ethischer und rechtlicher 
Sicht analysiert. 
"öhepunkt dieses Veranstaltungsteils 
^ar der Vortrag des Bundesverfassungs- 
Serichtspräsidenten Prof. Dr. Herzog, der 
umfassend zu den rechtspolitischen Fra- 
ßen der künstlichen Befruchtung, der 
^eihmutterschaft, der Forschung an 
Embryonen, der Samenspende sowie der 
Möglichkeit der Zuchtauswahl Stellung 
nahm. 
J?ie Diskussion zeigte eine deutliche 
Übereinstimmung darin, daß die von der 
j^odernen Fortpflanzungsmedizin in 
^°hem Maße aufgeworfenen ethischen 
j^d rechtlichen Fragen die Gesetzgeber 
j^rausfordern. Da die Fortschritte der 

0l*tpflanzungsmedizin nicht an nationa- 
er> Grenzen haltmachen, werden Rege- 
Ungen auf diesem Gebiet um so glaub- 
ürdiger und effektiver sein, je mehr es 

°f'ingt, sie auf übernational abgestimmte 
^ündsätze zu stützen. Als Vorbild und 
Maßstab können insoweit, dies wurde 
p,°n namhaften Politikern aus anderen 
. ^-Ländern ausdrücklich anerkannt, die 
eitsätze des Bundesarbeitskreises 

(.Östlich-Demokratischer Juristen 
^CDJ) ZU den rechtsethischen und 

rechtspolitischen Fragen der Fortpflan- 
zungsmedizin dienen. 
Der dritte Veranstaltungsteil stand unter 
der appellhaften Überschrift „Humanes 
Asylrecht — Herausforderung für die 
Rechtspolitik in Europa". 
Der Grundtenor aller Vorträge und Dis- 
kussionsbeiträge bestand darin, daß an 
einer europäischen Koordinierung des 
Asylrechts, so problematisch sie in den 
Einzelheiten auch sein mag, kein Weg 
vorbeiführen wird. In einem politisch 
immer enger zusammenwachsenden 
Europa mit offenen Grenzen stehen alle 
Staaten in einer gemeinsamen Verantwor- 
tung gegenüber den Asylsuchenden in 
Europa. 
Der Berliner Innensenator Wilhelm 
Kewenig, Vorsitzender des Bundesfach- 
ausschusses „Innenpolitik", brachte die 
Dinge auf den Punkt. Er erinnerte an die 
Hypothek der Deutschen in der Frage der 
Asylgewährung und verwies auf den 
inneren Zwiespalt, den richtigen Weg zu 
finden, nämlich den Mittelweg zwischen 
dem selbstverständlichen Bekenntnis zu 
dem Schutz der Menschenrechte und zu 
unserer großen europäischen Tradition 
auf der einen Seite und den Notwendig- 
keiten, eine Politik zu betreiben, die dem 
Gefühls- und Wissensstand der Bevölke- 
rung entspricht, auf der anderen Seite. 

Die europäische Harmonisierung der 
Rechtslage im Bereich des Asylrechts und 
die Koordinierung des faktischen Verhal- 
tens der Regierungen sollten nach Mei- 
nung Kewenigs ganz oben auf der Tages- 
ordnung Europas stehen. 
An der Situation der Bundesrepublik 
Deutschland machte Kewenig deutlich, 
wo mit einer Harmonisierung des Asyl- 
rechts angesetzt werden müßte: Die Mög- 
lichkeit der Zurückweisung offensichtlich 
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unbegründeter Flüchtlings- oder Asylbe- 
werber sei nicht entwickelt. Man müsse 
dazu kommen, mehr Zurückweisungen 
offensichtlich unbegründeter Asylbewer- 
ber an der Grenze vorzunehmen, und 
zwar koordiniert in Europa, damit nicht 
die einen die Flüchtlinge an die anderen 
abgeben. Die beiden Hauptprobleme bei 
der Behandlung von Asylbewerbern seien 
zum einen die Verfahrensdauer vor den 
Gerichten und das Problem der Ausreise 
nach Abschluß des Verfahrens zum ande- 
ren. 
Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß verantwortungsvolle Rechtspolitik 
zunehmend den rechtlichen und fakti- 
schen Bedürfnissen nach Harmonisierung 
des Rechts in Europa Rechnung tragen 
muß. Gegenseitige Information ist ein 
wesentlicher erster Schritt auf dem Weg 
zu einer abgestimmten Rechtspolitik in 
Europa. Über den rechtspolitischen 
Bereich hinaus zeigte die Veranstaltung, 
wie wichtig es ist, Instrumente zu finden, 
die die europäischen und die nationalen 
Handlungsebenen miteinander ins 
Gespräch bringen. 
Die auf der Fachkonferenz gehaltenen 
Vorträge sind in Buchform im Görres- 
Verlag Koblenz unter dem Titel: Mein- 
hard Knoche (Hrsg.) „Wege zur europäi- 
schen Rechtsgemeinschaft II" erschienen. 

Hauser für 
EG-Mittelstandsrat 
Der Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hans- 
heinz Hauser, hat ein Schreiben an Bun- 
deswirtschaftsminister Martin Bange- 
mann gerichtet, in dem er u. a. ausführt: 
„Alle seriösen Diskussionsbeiträge der 
jüngsten Zeit zur Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik in unserem Land 
bestätigen, daß der größte Teil der neuge- 

schaffenen Arbeitsplätze im Unterneh- 
mensbereich des Mittelstandes angeboten 
wird. Die Auffassung ist durchaus ver- 
tretbar, daß der funktionierende Teil des 
Arbeitsmarktes zu einem ganz wesentli- 
chen Prozentsatz durch die mittelständi- 
schen Unternehmen aufrechterhalten 
wird. 
Natürlich ist dies nur ein — wenn auch 
wichtiger — Aspekt unserer stark mittel- 
ständisch geprägten Wirtschaftsstruktur. 
Ich glaube aber, daß gerade dieser 
Aspekt ein gutes Argument für den fol- 
genden Vorschlag abgibt. 
Ich möchte die Bundesregierung bitten, 
im Rahmen ihrer EG-Präsidentschaft 
eine Ministerratsrunde zu den besonde- 
ren Belangen einer europäischen Mittel- 
standspolitik einzuberufen, etwa entspre- 
chend dem bereits bestehenden Binnen- 
marktrat oder dem Industrierat. Ich 
glaube, daß angesichts der vielfältigen 
und zum Teil nach wir vor recht unter- 
schiedlichen Entwicklungen im europäi- 
schen Raum ein Mittelstandsrat der 
betreffenden Ressortminister wesentliche 
Impulse zu wirtschaftlichen, steuerlichen 
und sozialen Entwicklungen des europä'' 
sehen Mittelstandsbereichs vermitteln 
könnte." 

Schröder (SPD) gegen 
Erfassungsstelle Salzgitter 
Gerhard Schröder, SPD-Oppositionsfüh'^ 
rer im niedersächsischen Landtag, nann 
die Salzgitter-Erfassungsstelle für Straft3' 
ten in der DDR erneut ein „Relikt aus 
Kaltem Krieg". Auch den verbrieften 
Anspruch, daß die Elbe in ihrer ganzen 
Breite zwischen Schnackenburg und 
Lauenburg zu Niedersachsen gehöre, 
bezeichnete Schröder als „nicht zu hal- 
ten". Nach seiner Auffassung verstellen 
diese Positionen „viele politische, wirt- 
schaftliche und kulturelle Verständi- 
gungsmöglichkeiten" mit der DDR- 
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SPD: 44 Steuererhöhungspläne 
In seiner Bundestagsrede zum Bundes- 
haushalt 1988 vom 23. November 1987 
hat der Parlamentarische Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Rudolf Seiters, auf die viel- 
fältigen Steuererhöhungspläne der 
SPD hingewiesen. Die lebhafte Dis- 
kussion in der SPD über von ihr als 
notwendig empfundenen Steuererhö- 
hungen und der ungebrochene Wille, 
'nimer neue Belastungen für die Bür- 
ger und die Wirtschaft auszudenken, 
hat in der Öffentlichkeit eine starke 
Nachfrage nach den Belegen für die 
einzelnen Steuererhöhungspläne der 
SPD entstehen lassen. Die Abteilung 
Dokumentation der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion hat daher die Liste 
Vervollständigt und die jeweiligen 
Fundstellen angegeben. 

'n den vergangenen zwei Jahren sind in 
^r SPD offiziell insgesamt vierundvier- 
*'g unterschiedliche Steuererhöhungs- 
P'äne diskutiert und weitgehend auch 
^Urch Bundesparteitage beschlossen wor- 
den. 

Anmerkungen: 
^er größte Teil der im folgenden aufge- 
llten Anträge auf Parteitagen ist auch 

auf dem jeweils zitierten Parteitag ange- 
n°mmen worden, 
pzialdemokraten wollen die Bürger und 

d,e Wirtschaft belasten: 

I durch die Rücknahme der Steuerer- 
leichterungen aus der bisherigen 
peuerreform der CDU/CSU-geführ- 
en Bundesregierung; 

..".Parthmann: Thesen zur Wirtschaftspo- 
'llk 23. 3. 1986, S. 9, hektographiert. 
^ntrag Nr. W 43, Bezirk Südbayern. 

nträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 

berg, 25.-29. 8. 1986, S. 258. Antrag Nr. 
F2, Bezirk Mittelrhein, ebenda, S. 333. 

• durch eine Verstärkung der Progres- 
sion in der Einkommensteuer; 

Antrag Nr. W 3, Unterbezirk Erlangen. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 113. Antrag Nr. 
W 7, Unterbezirk Münster, ebenda, S. 
143. 

• durch eine Anhebung des Spitzen- 
steuersatzes auf 65 Prozent; 

Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.-23. 4. 1982. Antrag Nr. W 
43, Bezirk Südbayern. Anträge zum Par- 
teitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 258. 

• durch einen Abbau des Ehegatten- 
splittings; 

Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.—23. 4. 1982. Regierungs- 
programm 1987—1990 der SPD, 
beschlossen auf dem außerordentlichen 
Parteitag der SPD in Offenburg, 
25. 10. 1986. Beschluß des Parteitages der 
SPD in Nürnberg, 25.-29. 8. 1986. 
Arbeitsgruppe Steuern und Abgaben 
beim Parteivorstand der SPD „Unser 
Steuerrecht gerecht gestalten". Das 
sozialdemokratische Konzept für eine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung 
unseres Steuersystems. 7. 1. 1986, S. 8, 
hektographiert. SPD-Programm „Die 
Wirtschaft ökologisch und sozial erneu- 
ern", Bonn, 22. 10. 1985, S. 83, hektogra- 
phiert. Antrag Nr. W 3, Unterbezirk 
Erlangen. Anträge zum Parteitag der SPD 
in Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 113. 
Antrag Nr. W 4, Bezirk Ostwestfalen- 
Lippe, ebenda, S. 124. Antrag Nr. W 7, 
Unterbezirk Dortmund, ebenda, S. 155. 
Antrag W 35, Bezirk Hannover, ebenda, 
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S. 208. Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittel- 
rhein, ebenda, S. 333. 

• durch Abschaffung der Kinderfrei- 
beträge; 
setzentwürfe der Länder Hessen und 
Nordrhein-Westfalen v. 4. 3. 1987. Regie- 
rungsprogramm 1987-1990 der SPD, 
beschlossen auf dem außerordentlichen 
Parteitag der SPD in Offenburg, 
25. 10. 1986. Beschluß des Parteitages der 
SPD in Nürnberg, 25.-29. 8. 1986. SPD- 
Programm „Die Wirtschaft ökologisch 
und sozial erneuern", Bonn, 22. 10. 1985, 
S. 83, hektographiert. Antrag Nr. W 2, 
Bezirk Niederbayern/Oberpfalz. Anträge 
zum Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 101. Antrag Nr. W4, 
Bezirk Ostwestfalen-Lippe, ebenda, 
S. 123. Antrag Nr. W 43, Bezirk Südbay- 
ern, ebenda, S. 259. Antrag Nr. F 2, 
Bezirk Mittelrhein, ebenda, S. 333. 

• durch ein Solidaropfer öffentlicher 
Dienst; 
SPD-Programm „Die Wirtschaft ökolo- 
gisch und sozial erneuern", Bonn 
22. 10. 1985, S. 9. 

• durch eine „Solidarsteuer" in Höhe 
von zehn Prozent der Lohn- und Ein- 
kommensteuer; 
SPD-Fraktionsführer in NRW F. 
Farthmann laut dpa 6. 11. 1985; SPD- 
Bundesgeschäftsführer P. Glotz vor dem 
Wirtschaftsschub Rhein-Main, Handels- 
blatt v. 23.9. 1985. 

• durch eine Steuer auf „leistungslose 
Geldanlagen" (auch: „Abschöpfung 
unproduktiven Kapitalvermögens"); 
Arbeitsgruppe Steuern und Abgaben 
beim Parteivorstand der SPD „Unser 
Steuerrecht gerecht gestalten". Das 
sozialdemokratische Konzept für eine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung 
unseres Steuersystems. 7. 1. 1986, S. 10, 
hektographiert. Antrag Nr. W 2, Bezirk 

Niederbayern/Oberpfalz. Anträge zum 
Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 101. Antrag Nr. W 16, 
Unterbezirk Dortmund, ebenda, S. 155. 
Ähnlich auch: M. Kollatz, stellvertreten- 
der Juso-Bundesvorsitzender, „Thesen 
zum SPD-Grundsatzprogramm — Ent- 
wurf, o. D., S. 10, hektographiert. 

• durch eine „scharfe Besteuerung der 
aus Entwicklungsländern rückgeführ- 
ter privater Gewinne"; 
Antrag Nr. 3, Unterbezirk Erlangen. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 115. 

• durch eine Produktsteuer; 
Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittelrhein. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 333. 

• durch eine „Spekulationssteuer"; 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.—23. 4. 1982. Arbeits- 
gruppe Steuern und Abgaben beim Par- 
teivorstand der SPD „Unser Steuerrecht 
gerecht gestalten". Das sozialdemokrati- 
sche Konzept für eine zukunftsorientierte 
Weiterentwicklung unseres Steuersy- 
stems. 7. 1. 1986, S. 10, hektographiert. 

• durch die Einführung einer befriste- 
ten Ergänzungsabgabe; 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.-23. 4. 1982. Gesetzent- 
wurf der SPD-Bundestagsfraktion v. 
26. 11. 1984. Regierungsprogramm 
1987—1990 der SPD, beschlossen auf 
dem außerordentlichen Parteitag der 
SPD in Offenburg, 25. 10. 1986. Beschluß 
des Parteitages der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986. F. Farthmann, Thesen 
zur Wirtschaftspolitik, 23. 3. 1986. Antrag 
Nr. F 1 des Parteivorstands. Anträge zum 
Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 330. Antrag Nr. W **> 
Bezirk Westliches Westfalen. Anträge 
zum Parteitag der SPD in Nürnberg, J 
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25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag Nr. W 15, 
Unterbezirk Dortmund, ebenda, S. 156. 
Antrag Nr. W 4, Bezirk Ostwestfalen- 
Uppe, ebenda, S. 124. Antrag Nr. W 6, 
Mittelrhein, ebenda, S. 138. Antrag Nr. W 
35, Bezirk Hannover, ebenda, S. 208. 
Antrag Nr. W 39, Bezirk Weser-Ems, 
ebenda, S. 244. 

• durch eine Arbeitsmarktabgabe 
3uch für Beamte und Selbständige; 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.-23. 4. 1982. Antrag Nr. W 
4, Bezirk Ostwestfalen-Lippe. Anträge 
2um Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1980, S. 123. Antrag Nr. W 30, 
Unterbezirk Gütersloh, ebenda, S. 177. 

• durch eine Ausbildungsplatzabgabe, 
Berufsbildungsabgabe; 
Gesetzentwurf der Länder Bremen, Ham- 
burg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Saarland v. 27. 2. 1986. Gesetzentwurf der 
SPD-Bundestagsfraktion v. 4. 3. 1986. 
Antrag Nr. W 43, Bezirk Südbayern. 
J^nträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 259. 

• durch eine Sonderabgabe Arbeit und 
Umwelt (auch Umweltabgabe); 
Antrag Nr. W 3, Unterbezirk Erlangen, 
j^nträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 112. Antrag Nr. 
^29, Unterbezirk Unna, ebenda, S. 171. 
Antrag Nr. W 30, Unterbezirk Gütersloh, 
£benda, S. 173. Antrag Nr. W 33, Unter- 
be*irk Bonn, ebenda, S. 181. 

. durch einen Altlastenfonds in Form 
"ter Umlagefinanzierung; 
°ndervermögen Arbeit und Umwelt. 

%rag Nr. W 44, Bezirk Westliches West- 
en. Anträge zum Parteitag der SPD in 
j;urnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag 
Nr. W 45, Landkreis Harburg, ebenda, S. 

9- Antrag Nr. W 15, Unterbezirk Dort- 
>nd, ebenda, S. 156. Antrag Nr. F 2, 

e?irk Mittelrhein, ebenda, S. 334. 

• durch „besondere Steuern und 
Abgaben auf umweltfeindliche Pro- 
duktionsverfahren und Produkte"; 
Arbeitsgruppe Steuern und Abgaben 
beim Parteivorstand der SPD „Unser 
Steuerrecht gerecht gestalten". Das 
sozialdemokratische Konzept für eine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung 
unseres Steuersystems. 7. 1. 1986, S. 14, 
hektographiert. Beschluß des Parteitages 
der SPD in Nürnberg, 25.-29. 6. 1980, 
Entwurf für ein neues Grundsatzpro- 
gramm der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, Irsee, Juni 1986, S. 60. 
SPD-Programm: Die Wirtschaft ökolo- 
gisch und sozial erneuern, Bonn, 
22. 10. 1985, S. 85. 

• durch eine Entgiftungssteuer; 
Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittelrhein. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 334. 

• durch eine Grundwasserabgabe; 
Antrag F 2, Kreisverband Plön. Anträge 
zum Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29.8. 1986, S. 336. 

• durch eine Abwasserabgabe; 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986. Antrag Nr. W 
36, Bezirk Hessen-Süd. Anträge zum Par- 
teitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 238. Antrag Nr. W 49, 
Unterbezirk Düsseldorf, ebenda, S. 311. 
Antrag Nr. F 4, Kreisverband Plön, 
ebenda, S. 337. 

• durch eine Schwefelabgabe; 
Gesetzentwurf des Landes Hessen 
(Schwefelabgabengesetz) v. 26. 1. 1983. 
Antrag Nr. F 2, Kreisverband Plön. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 337. Antrag F 2, 
Ortsverein Hofheim, ebenda, S. 336. 

• durch eine Pestizidsteuer; 
Antrag F 3, Ortsverein Hofheim. Anträge 
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zum Parteitag der SPD in Nürnberg, 
25.-29. 8. 1986, S. 336. 

• durch eine Stickstoff abgäbe; 
Antrag Nr. F 2, Kreisverband Plön. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 337. Antrag F 2, 
Ortsverein Hofheim, ebenda, S. 336. 

• durch eine Lärmabgabe; 
Antrag Nr. F 2, Kreisverband Plön. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 337. Antrag F 2, 
Ortsverein Hofheim, ebenda, S. 336. 

• durch eine Abfallabgabe; 
Antrag Nr. F 2, Kreisverband Plön. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 337. Antrag F 2, 
Ortsverein Hofheim, ebenda, S. 336. 

• durch eine Altölabgabe; 
Antrag Nr. W 36, Bezirk Hessen-Süd. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 238. 

• durch eine Abgabe auf den Energie- 
verbrauch ; 
Antrag Nr. W 44, Bezirk Westliches West- 
falen. Anträge zum Parteitag der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag 
Nr. 45, Landkreis Harburg, ebenda, S. 
279. 
• durch eine Abgabe auf Stickoxyde 
in Kraftwerken; 
Antrag Nr. F 3, Ortsverein Hohenheim. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 336. 

• durch eine Rohstoffsteuer; 
Antrag Nr. F 3, Ortsverein Hohenheim. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 336. 

• durch eine Verpackungsabgabe; 
Antrag Nr. F 3, Ortsverein Hofheim. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 336. 

• durch einen „Waldpfennig"; 
Gesetzentwurf des Landes Nordrhein- 
Westfalen (Waldpfenniggesetz) v. 
22. 12. 1983. 
• durch die Einführung einer Boden- 
wert-Zuwachssteuer ohne Veräuße- 
rungsfrist ; 
Antrag Nr. W 44, Bezirk Westliches West- 
falen. Anträge zum Parteitag der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag 
Nr. 45, Landkreis Harburg, ebenda, S. 
279. Antrag Nr. W 15, Unterbezirk Dort- 
mund, ebenda, S. 156. Antrag Nr. W 35, 
Bezirk Hannover, ebenda, S. 208. 
• durch die Ausweitung der Gewerbe- 
steuer auf Freiberufler (z.B. Ärzte, 
Steuerberater, Rechtsanwälte usw.); 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.-23. 4. 1982. Arbeits- 
gruppe Steuern und Abgaben beim Par- 
teivorstand der SPD „Unser Steuerrecht 
gerecht gestalten". Das sozialdemokrati- 
sche Konzept für eine zukunftsorientierte 
Weiterentwicklung unseres Steuersy- 
stems. 7. 1. 1986, S. 13, hektographiert. 
SPD-Programm „Die Wirtschaft ökolo- 
gisch und sozial erneuern" Bonn, 
22. 10. 1985, S. 81, hektographiert. Antrag 
Nr. W 44, Bezirk Westliches Westfalen- 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag Nr- 
W 35, Bezirk Hannover, ebenda, S. 208- 
Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittelrhein, 
ebenda, S. 334. 
• durch eine Wertschöpfungsabgabe 
(= Maschinensteuer); 
Regierungsprogramm 1987—1990 der 
SPD, beschlossen auf dem außerordem 
chen Parteitag der SPD in Offenburg, 
25.10.1986. Antrag Nr. S 1, Parteivor- 
stand. Anträge zum Parteitag der SPD in 

Nürnberg 25.-29. 8. 1986, S. 704. Antrag 
Nr. S 2, Bezirk Ostwestfalen-Lippe, 
ebenda, S. 709. Antrag Nr. W 2, Bezirk 
Niederbayern/Oberpfalz, ebenda, S. lu ' 
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Antrag Nr. W 3, Unterbezirk Erlangen, 
ebenda, S. 113. Antrag Nr. W 4, Bezirk 
Ostwestfalen-Lippe, ebenda, S. 123. 
Antrag Nr. W 22, Unterbezirk Kassel- 
Stadt, ebenda, S. 162. 

• durch eine Erzeugerabgabe in der 
Landwirtschaft; 
Antrag Nr. W 4, Bezirk Ostwestfalen- 
Lippe. Anträge zum Parteitag der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 122. 

• durch eine Abgabe auf Umsatz 
und Gewinn; 

Antrag Nr. W 30, Unterbezirk Gütersloh. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 177. 

• durch eine Anhebung der Mineralöl- 
steuer und anderer spezieller Ver- 
brauchssteuern ; 
F- Farthmann: Thesen zur Wirtschaftspo- 
''tik 23. 3. 1986, S. 9 hektographiert. 
Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittelrhein. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 333. Antrag Nr. 
F4, Kreisverband Plön, ebenda, S. 337. 

• durch eine Verschärfung der Vermö- 
Sensteuer; 
Beschluß des Parteitages der SPD in 
München, 19.-23.4. 1982. Regierungs- 
£rogramm 1987-1990 der SPD, 
Schlossen auf dem außerordentlichen 

fWitag der SPD in Offenburg, 
g- 10. 1986. Beschluß des Parteitages der 
*pD in Nürnberg, 25.-29. 8. 1986. 
Antrag Nr. F 2, Bezirk Mittelrhein. 
^nträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
°erg, 25.-29. 8. 1986, S. 334. 

ydurch eine Erhöhung der Strom- und w 
Ant 
A 

assertarife; 
rag Nr. F 4, Kreisverband Plön. 

nträgg zum parteitag der SPD in Nürn- 
w

er8, 25.-29. 8. 1986, S. 337. Gesetzent- 
. r'des Landes Hessen zur Änderung 
^sserwirtschaftlicher Vorschriften v. 
°-9. 1984. 

• durch einen Zuschlag auf die Ein- 
heitswerte ; 
Arbeitsgruppe Steuern und Abgaben 
beim Parteivorstand der SPD „Unser 
Steuerrecht gerecht gestalten". Das 
sozialdemokratische Konzept für eine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung 
unseres Steuersystems. 7. 1. 1986, S. 13, 
hektographiert. Antrag Nr. F 2, Bezirk 
Mittelrhein. Anträge zum Parteitag der 
SPD in Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 
335. 

• durch eine Erhöhung der Mehrwert- 
steuer auf Strom; 
Antrag Nr. F 4, Kreisverband Plön. 
Anträge zum Parteitag der SPD in Nürn- 
berg, 25.-29. 8. 1986, S. 337. 

• durch eine „Revitalisierung" 
(= Erhöhung) der Gewerbesteuer; 
Arbeitsgruppe Steuern und Abgaben 
beim Parteivorstand der SPD „Unser 
Steuerrecht gerecht gestalten". Das 
sozialdemokratische Konzept für eine 
zukunftsorientierte Weiterentwicklung 
unseres Steuersystems. 7. 1. 1986, S. 13, 
hektographiert. 

• durch Verbrauchssteuer auf „Luxus- 
güter" ; 
Antrag Nr. W 44, Bezirk Westliches West- 
falen. Anträge zum Parteitag der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986. S. 266. Antrag 
Nr. 45, Landkreis Harburg, ebenda, S. 
279. Antrag Nr. W 15, Unterbezirk Dort- 
mund, ebenda, S. 156. Antrag Nr. W 35, 
Bezirk Hannover, ebenda, S. 208. 

• durch schärfere Besteuerung der 
sog. „windfall profits", der Gewinne 
aus der heimischen Erdölproduktion; 
Antrag Nr. W 44, Bezirk Westliches West- 
falen. Antrag zum Parteitag der SPD in 
Nürnberg, 25.-29. 8. 1986, S. 266. Antrag 
Nr. W 15, Unterbezirk Dortmund, 
ebenda, S. 156. Antrag Nr. W 35, Bezirk 
Hannover, ebenda, S. 208. 
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